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BERLIN-
hier sitzt die Politik „unter der Haut"

Von G. Markscheffel, zur Zeit Berlin

In Berlin sitzt den Menschen die Politik 
„unter der Haut". Kein Wunder, denn die 
Welt spricht und schreibt über Berlin, 
über sein Schicksal, über seine Zukunft.

Da sitzen wir mit Pädagogen, Städte­
bauern und Medizinern zusammen. Sie 
kamen, um an dem großen SPD-Kongreß 
„Gemeinschaftsaufgaben“ teilzunehmen. 
Den ganzen Tag haben sie in der Kon­
greßhalle über Schulen, die Gesundheit 
und Kulturpolitik, über den Städtebau 
gkd das Leben in den Gemeinden disku- 
flert. Unter ihnen sind Frauen und Män­
ner von großem Ruf. Viele haben hervor­
ragende Bücher geschrieben; einige sind 
Bestseller-Autoren in ihrem Fach. Nichts 
wäre verständlicher, wenn sie fachsim­
peln würden. Und beinahe sieht es auch 
so aus. Gerade spricht man von der 
Ferienordnung. Es fällt das Wort vom 
Glück der Kinder und einer sagt in die 
Stille hinein: „Vielleicht, hoffentlich, 
können wir es ihnen geben, das Glück."

Ein anderer, zu Erich Ollenhauer, 
Wehner und Brandt gewandt: „Da wären 

wir also wieder bei der Politik." — Er 
sagt es nicht wie mancher Intellektuelle, 
der die Politik wie eine Randerscheinung 
unseres Lebens betrachtet. Die Feststel­
lung ist Frage und Appell zugleich.

*
Vom Glück der Kinder, über den Bau 

der Städte und den Sorgen um unsere 
alten Menschen wird das Wort des Den­
kens mit der Politik des Tages verwebt. 
Carlo Schmid schmunzelt, als einer meint, 
in seiner Jugend habe man noch von der 
Politik gesprochen, die „ein garstiges 
Wort" sei. Dann habe man mit ihm selbst 
Politik gemacht, und jetzt stehe er mitten 
drin.

Ob Ferienordnung, Städtebau oder Ge­
sundheit — überall ist das „Politikum" 
der große Versuch, mit den realen Dingen 
der Gegenwart fertig zu werden; mit dem 
Menschlichen und oft Allzumenschlichen.

Als sich ein anderer gar wundert, daß 
die Sozialdemokraten in ihren Veranstal­
tungen Redner zu Wort kommen lassen, 
die „ganz anders reden, als es im SPD- 
Programm steht", sagt Ollenhauer trocken: 



„Das ist so, weil wir wissen, daß erst die 
Vielfalt der Meinungen ein richtiges Bild 
von den Problemen gibt, die wir politisch 
lösen wollen und müssen". Und schmun­
zelnd, Gelächter auslösend, fügte Ollen- 
hauer hinzu: „Das, worüber Sie und 
manche andere sich wundern, das halten 
wir aus."

voneinander lernen. Wir sollten aber 
auch laut sagen, was wir wissen. Und 
dann gemeinsam handeln. Wissenschaft 
und Politik gehören zusammen; doch ist 
doch alles nicht Selbstzweck. Es hat nur 
einen Sinn, wenn wir uns einander mit­
teilen. Dann schaffen wir es auch."

Da ist sie wieder, die Politik. Unauf­
haltsam drängen die Fragen. Was hat 
Adenauer gemeint, als er im Bundestag 
sagte, er sei bereit, über vieles mit dem 
Osten zu reden, wenn dadurch eine Er­
leichterung für die Menschen jenseits der 
Mauer und der Zonengrenze erreicht 
würde? — Die Blicke der Wissenschaftler 
bleiben auf die Politiker gerichtet. Her­
bert Wehner: „Da müssen Sie ihn selbst 
fragen, so laut wie möglich. Ich habe es 
getan im Bundestag. Er hat nicht geant­
wortet."

Stille. Jeder blickt in sein Glas, keiner 
sagt ein Wort, denn jeder weiß, daß keine 
Antwort kommen wird. Wehner: „Wenn 
wir nicht sagen, worüber wir reden wol­
len, dann werden andere reden. Vielleicht 
über Dinge, an die wir jetzt noch gar 
nicht denken. Das war schon oft so."

*

Leise schaltet sich ein Medizinprofessor 
in die Unterhaltung ein: „Merkwürdig, 
mir ist gerade bewußt geworden, wie 
häufig in der Politik Pillen verabreicht 
werden, wo doch der Chefarzt eigentlich 
eine ganze Therapie entwickeln müßte." 
— Gelächter in der Runde. Ein Städte­
bauer stößt nach: „In meinem Fach ist es 
genau so. Da ein neues Sträßchen, dort 
ein Stückchen abgerissen, aufgebaut; 
aber der große Wurf? Der kommt erst 
dann, wenn die Städte platzen oder zer­
stört sind."

*

Willy Brandt spricht vom Engagement 
des Einzelnen, des Wissenden, des Her­
vorragenden. „Ich glaube, wir müssen alle

Und die Berliner? Wenn man in der 
Bundesrepublik versucht, mit einem Unbe­
kannten in der Straßenbahn oder im Gast­
haus in ein politisches Gespräch zu kom­
men, stößt man meist auf mißtrauisches 
Schweigen. Er macht hm, hm oder sagt- 
„Meinen Sie?" Man gibt es sehr schnj^ 
auf. In Berlin das Gegenteil. In diesen 
Tagen habe ich es wieder einmal versucht, 
im Autobus, im Restaurant, mit dem 
Taxifahrer, mit der alten Frau im Zigaret­
tenkiosk — überall und bei den unmög­
lichsten Gelegenheiten. Ein Wort, eine 
Frage genügt. Meist fängt es mit einem 
Witz an, mit einer leicht hingeworfenen 
Bemerkung. Aber dann geht es los, oft 
ohne Rücksicht auf Verluste. Du wirst 
nicht gefragt, wer du bist, wo du her­
kommst. Und wenn du eine ganz andere 
Meinung hast als sie selber, macht nichts. 
Es wird diskutiert, gelacht, gespottet und 
schlimmstenfalls hörst du: „Der ist ja 
bekloppt." Sie reden von Kennedy, als 
wäre es der Nachbar um die Ecke. Von 
Brandt, als spielten sie mit „Willy" jeden 
Tag Skat, von Ulbricht, als sei er ein häß­
licher Gartenzwerg, über de Gaulle als 
gäbe es keinen französischen Staatspräsi­
denten gleichen Namens, sondern nur 
einen Mann, der ausschließlich weg^^ 
seiner großen Nase erwähnenswert

Ihr eigenes Schicksal bedenken die Ber­
liner mit Sarkasmus. Von Resignation 
keine Spur. Ganz fein und kaum merkbar 
kommt in das Gespräch meist ein Schuß 
Melancholie hinein. Böse werden sie nur, 
wenn jemand geschwollen über ihr 
Schicksal daherredet oder wenn einer 
Versprechungen macht, die als Beruhi­
gungspillen erkennbar sind. Es ist etwas 
an der „Berliner Luft". Es ist das Lied 
von Menschen, die ihre Stadt lieben und 
frei in ihr leben wollen.
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sp •— Welcher Art sind die Bedenken, 
die die Westalliierten gegen den Notstands­
gesetzentwurf des Bundesinnenministers 
Höcherl angeblich angebracht haben sol­
len? Nach dem Deutschlandvertrag vom 
Jahre 1955 (Artikel 5) haben sich die 
Alliierten gewisse Sicherheitsvorbehalte 
Reserviert, die nun durch das bundesrepu­
blikanische Notstandsgesetz abgelöst 
werden sollen. Es ist gut und richtig, daß 
Höcherl ihnen seinen Entwurf vorlegte — 
das soll schon vor drei Monaten gesche­
hen sein — aber weniger gut ist es, daß 
die Öffentlichkeit nicht erfährt, auf wel­
chem Gebiet die Bedenken unserer Ver­
bündeten liegen. Und hier ist wohl größte 
Vorsicht und Wachsamkeit geboten nach 
all den trüben Erfahrungen mit den Not­
standsgesetzentwürfen der jeweiligen 
Bundesinnenminister.

Der erste Entwurf war von vornherein 
so angelegt, daß er — und das wußten 
seine Initiatoren — unmöglich die Zu­
stimmung der parlamentarischen Opposi­
tion finden konnte. Der Entwurf ver­
schwand. Der jetzige Bundesinnenminister 
Höcherl gab sich etwas mehr Mühe als 
sein Vorgänger, er suchte das Gespräch 
mit der Opposition und den Gewerkschaf- 
Bn und zeigte sich für manche vorgebrach- 
cen Einwände aufgeschlossen. Das letzte 
Gespräch mit der zur Zusammenarbeit be­
reiten Opposition hat am 28. März dieses 
Jahres stattgefunden. Seitdem sind sechs 
Monate vergangen und es lag gewiß nicht 
an der Opposition, wenn das Thema nicht 
mehr behandelt wurde. Gab der Bundes­
innenminister Widerständen aus den 
eigenen Reihen nach? Einflußreiche Kreise 
innerhalb der Regierungsparteien möch­
ten unter dem Stichwort Notstandsgesetz­
gebung ihre dem Grundgesetz und der 
Demokratie entgegengesetzten Wünsche 
verfolgen, ja die Junge Union ging in die­

sen Tagen sogar so weit, die Beseitigung 
aller Grundrechte zu fordern. Diese Töne 
lassen aufhorchen!

Nimmt die Bundesregierung die angeb­
lichen Bedenken unserer Verbündeten nur 
als Vorwand, um die deutsche Öffentlich­
keit mit einem verschärften Notstands­
gesetzentwurf überrumpeln zu können? 
Wenn die Alliierten wirkliche und wohl­
begründete Einwände haben, wären sie 
gut beraten, diese nicht über die Regie- 
rungskanäle verlautbaren zu lassen; sie 
sollten sie insgesamt allen denjenigen zu­
leiten, die für die Verfassungsgesetz­
gebung verantwortlich sind. Dazu gehört 
auch die Opposition. Ohne ihre Zustim­
mung läßt sich kein verfassungsänderndes 
Gesetz im Parlament durchbringen. Die 
Sozialdemokratie hat sich, davon gibt 
deren Geschichte rühmendes Zeugnis, in 
Stunden äußerer und innerer Bedrängnis 
des Volkes niemals nationalen Notwen­
digkeiten verschlossen, aber mit gleicher 
Intensität und Unbeugsamkeit wird sie 
nun darauf achten, daß nicht unter allen 
möglichen Vorwänden Grundfreiheiten 
und Grundrechte wieder aufgehoben 
eignet sich bestimmt nicht zum partei- 
werden. Eine Notstandsgesetzgebung 
politischen Schlagaustausch.

Am 14. Oktober 1962 verstarb 
unser Kamerad

Walter Grapentin 
geb. 12.1.1897

Die Kameraden des Bezirks 
Tempelhof gaben ihm am 19. Okto­
ber im Krematorium Wilmersdorf 
das letzte Geleit.
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Katholiken zum Verhältnis 
Deutschland — Polen

Eine interessante Diskussion

sp — Eine interessante Tagung des 
„Katholischen Flüchtlingsrates für 
Deutschland" fand vor kurzem in Bonn 
statt. Zur Diskussion stand unter anderem 
die Frage, ob es ein Unbehagen gegen 
Heimatvertriebene und deren Verbände 
im Ausland und mitunter auch im Inland 
gebe und — wenn ja — worauf dies zu­
rückzuführen sei. Als prominenteste 
Tagungsteilnehmer wurden außer dem 
Staatssekretär vom Bundesvertriebenen- 
ministerium, Nahm, der Bischof von Hil­
desheim, Jansen, der frühere Bischof von 
Danzig, Splett, der Kölner Weihbischof 
Ferche, früher Breslau, genannt.

Gegen „Ostlandreiterei" —
Keine Wiedervertreibung

Beachtlich war die Einmütigkeit, mit der 
jede Art von „Ostlandreiterei unter natio­
nalistischen Parolen" abgelehnt wurde. 
Auch der deutlich ausgesprochene Ver­
zicht auf die Wiedervertreibung von 
Polen aus den ehemals deutschen Gebie­
ten kann als eines der Ergebnisse der 
Tagung gewertet werden. Andererseits 
wurde natürlich der Anspruch der Deut­
schen auf das Heimatrecht erneut unter­
strichen. Man war sich darüber einig, daß 
man kein „fertiges Konzept für den Tag 
X" ausarbeiten wolle, betonte aber die 
Notwendigkeit ständiger Überlegungen, 
wie die schwierigen menschlichen und see­
lischen Probleme bei einer Zusammenar­
beit zwischen Polen und Deutschen gelöst 
werden können.

Mißtrauen abbauen!
In den Rahmen dieser Betrachtungen ge­

hörte der Wunsch, man müsse endlich das 
gegenseitige Mißtrauen zwischen Polen 
und Deutschen dadurch abbauen, daß man 

alle bisherigen geschichtlichen Gedanken­
gänge überprüfe. Schließlich — so wurde 
festgestellt — sei die Freiheit des Men­
schen wichtiger als Grenzfrag'en; erfor­
derlich sei es auch, nationalstaatlich^ 
Empfinden zu opfern. Die Öffentlichkeit^ 
arbeit der Vertriebenenverbände müsse 
durch eine moderne, auf gegenseitigem 
Verständnis aufgebaute public relations- 
Arbeit ersetzt werden. Mehrere Diskus­
sionsredner forderten auch die Überprü­
fung der Geschichtsbücher, um zu errei­
chen, daß nachwachsende Generationen 
ein wahrheitsgemäßes historisches Bild 
vom Verhältnis zwischen Polen und Deut­
schen erhielten. Andere Diskussionsredner 
forderten die Verstärkung persönlicher 
Kontakte, auf deren Grundlage ebenfalls 
menschliches und politisches Mißtrauen 
abgebaut werden könnte.

Im Verlaufe der Diskussion wurde auch 
im positiven Sinne die Frage aufgeworfen, 
ob man die Aussöhnung zwischen Polen 
und Deutschen im Rahmen supranationa­
ler Aspekte sehen müsse, wobei die wirt­
schaftliche Kapazität der EWG mit ihren 
Ausstrahlungsmöglichkeiten auf Staaten 
des Ostblocks — in diesem speziellen FA 
Polen — in Rechnung zu stellen sei.

Wenn auch die meisten dieser Forde­
rungen des „Katholischen Flüchtlingsrates 
für Deutschland" bereits seit langem in 
Vertriebenenkreisen diskutiert werden, 
so dürfte ihre Anerkennung durch den 
„Katholischen Flüchtlingsrat" deswegen 
bedeutsam sein, weil gerade ein großer 
Teil der schlesischen Heimatvertriebenen 
katholisch ist. Auch die Teilnahme hoher 
katholischer Würdenträger an dieser 
Tagung und deren Zustimmung zu den im 
Verlaufe der Diskussion erarbeiteten The­
sen ist außerordentlich beachtlich.

4



SPD-Pressedienst

/Cufzin^ozMationcn
Hohenzollern-Schloßportal 
für Ulbrichts Amtssitz

OS. Berlin: Das Portal des ehemaligen 
Hohenzollernschlosses in Ostberiin wird 
jetzt restauriert. Es -soll in den Haupt­
flügel des neuen Staatsratsgebäudes ein­
gebaut werden, für das gegenwärtig am 
. hheren „Lustgarten" und jetzigen „Marx- 

Bngels-Platz" die Montagearbeiten aus­
geführt werden. Außerdem wird das 
Kaiser-Wilhelm-Palais Unter den Linden 
restauriert und ausgebaut, in das eben­
falls Behörden des Staatsrats einziehen 
sollen. Schließlich wird auf dem Grund­
stück des ehemaligen Prinzessinnen­
palais der Stahlbetonbau für ein Opern­
cafe errichtet. Unter den Arbeitern dieser 
Baustellen herrscht eine ausgesprochen 
feindliche Stimmung gegenüber dem SED- 
Regime. Seit dem 1. September ist eine 
neue Tarifordnung in Kraft getreten, durch 
die die Löhne bis zu 40 Prozent abgebaut 
wurden. So erhalten Betonarbeiter, die 
bisher ca. 800 Mark monatlich verdienten, 
nur noch 450 Mark. Die Erbitterung unter 
den Arbeitern ist so groß, daß vor kur­
zem ein Parteisekretär, der die Lohnkür­
zungen verteidigen wollte, nach den 
ersten Sätzen von den Arbeitern buch­
stäblich hinausgeworfen wurde.

mäuberungsaktion im Volkswirtschaftsrat
OS. Berlin: In allen Zonenministerien 

wird zur Zeit eine Säuberungsäktion 
durchgeführt. Mitarbeiter, die Verwandte 
in Westdeutschland haben, werden auf 
unbedeutende Posten „umgesetzt" oder 
entlassen. Im Zonenvolkswirtschaftsrat 
sind bei dieser Aktion bisher 60 Prozent 
aller Angestellten versetzt worden.

Sie wollen zurück
OS. Berlin: In dem Ostberliner „Rück­

kehrerlager" Blankenfelde, in dem sich 
größtenteils Jugendliche befinden, hat die 

Hälfte aller Insassen den Antrag gestellt, 
wieder in die Bundesrepublik oder nach 
Westberlin zurückgeschickt zu werden. 
Das ist das Ergebnis der intensiven poli­
tischen Schulung durch täglich stattfin­
dende „Aussprachen" und der Unterbin­
dung jeder freien Meinungsäußerung bei 
den sich anschließenden Diskussionen.

Zonen- „Amateure "
OS. Berlin: Dem Ostberliner SC Dy­

namo, der bis Mitte August noch zahl­
reiche Wettspiele im westlichen Ausland 
durchführte, sind jetzt nur noch internatio­
nale Vergleichs- und Cup-Spiele im west­
lichen oder neutralen Ausland gestattet. 
Oberliga-Mannschaften erhalten nur noch 
bis zum 6. Platz Genehmigungen für solche 
Spiele. Die Spieler des SC Dynamo be­
kommen pro Spiel 150 Mark Leistungs­
prämie, bei internationalen Spielen 400 
Mark. Sie werden im Internat des Klubs 
gut verpflegt, erhalten ein hohes Taschen­
geld und sämtliche Spesen ersetzt.

Rentner ohne Renten
Reinmachefrauen in die LPG

OS. Als die Invaliden des Ostberliner 
Stadtbezirks Prenzlauer Berg Anfang Sep­
tember von den Rentenzahlstellen der 
Post ihre kümmerliche Rente von 128,— 
Mark abholen wollten, erhielten sie, so­
weit sie arbeiteten, die Mitteilung, daß sie 
ab sofort keine Altersrente mehr erhalten. 
Die Rente wurde nur noch denen ausge­
zahlt, die keine Arbeit angenommen 
hatten.

Die Empörung der Betroffenen über 
diesen schandbaren Streich war groß. Sie 
hatten sich durch das Werben der SED 
dazu verleiten lassen, wieder Arbeit an-
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zunehmen, nachdem ihnen entsprechend 
den Gesetzen zugesichert worden war, daß 
sie ihre Renten ungeschmälert weiter 
erhalten sollen. Der größte Teil von ihnen 
ist sogar gezwungen, weiter zu arbeiten, 
da sie „mit 128,— Mark monatlich nicht 
auskommen können. Bisher ist noch nicht 
bekannt, ob diese skandalöse Maßnahme 
überall durchgeführt wurde; es ist aber 
kaum anzunehmen, daß es sich nur um 
eine Aktion für den Prenzlauer Berg han­
delte.

Genauso hinterhältig verhalten sich die 
Ostberliner Arbeitsämter neuerdings ge­
genüber älteren Frauen und Hilfsarbei­
tern. In einem Lichtenberger Betrieb wur­
den von 12 älteren Reinmachefrauen 8 
gekündigt. Der Rest solle, so wurde ihnen 
gesagt, die Arbeit aller 12 machen. Als 
sich die entlassenen Frauen beim Arbeits­
amt um Arbeit bemühten, wurde ihnen 
solche nur in einer Kolchose am Stadtrand 
von Ostberlin angeboten. Das gleiche ge­
schah mit einer Anzahl von Hilfsarbeitern 

beiderlei Geschlechts aus dem EAW Trep­
tow. Auch ihnen wurden, nachdem sie ge­
kündigt worden waren, nur Arbeit in 
einer LPG angeboten. Auf den Einwand, 
daß die angebotene Arbeit für sie in 
ihrem Alter — sämtliche Arbeiter und 
Arbeiterinnen sind über 50 Jahre alt — 
unzumutbar und nicht zu schaffen sei, er­
hielten sie die zynische Antwort: „In der 
DDR ist noch niemand verhungert." Da 
es in der Zone keine Erwerbslosenunter­
stützung gibt, die Gekündigten aber auf 
einen Erwerb angewiesen sind, bleibt 
ihnen nichts anderes übrig, als die Arbeit 
anzunehmen.

Die Fälle bedürfen wegen ihrer kau | 
glaublichen Brutalität kaum eines Kom­
mentars. Sie zeigen, daß unter Ulbricht 
immer noch der alte Geist Stalins herrscht, 
der ohne Rücksicht auf Menschenverluste 
ganze Arbeitsarmeen nach Sibirien ver­
bannen ließ und dafür von Ulbricht und 
Seinesgleichen als „weiser Vater der Völ­
ker" gepriesen wurde.

Bezirkliche Nachrichten:
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und Deutschen dadurch abbauen, daß man sen ist außerordentlich beachtlich.


